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Streit um Mutterschutz 
EU-Ministerrat gegen Ausdehnung von 14 auf 20 Wochen 

BrüsselN .. chta (dpa/gio) - Ei­
ne EU-weite Verlangerung des 

Mutterschutzes ist in weite Ferne 
gerückt. In Deutschland und der 
Mehrheit der 27 EU-Mitglieds­
staaten ist die vom Europäischen 
Parlament �eforder1e Ausdeh­

nung der Frist von 14 auf 20 

\Nochen ch:mcenlo'\. n .. s m<lch� 
1�1l uk EU-Arudl.slllilli�lt:r gt:s­
tern bei ihrem Treffen a in Brüs­
sei deutlich. Auch die Einfüh­
rung eines bezah lten zweiwöchi­
gen Vaterschaftsurl<1l1bs geht den 

Lilndern zu weit. Skeptisch se­

hen viele Staaten auch eine Ver­
längerung auf IH Wochen, wie 
dje Kommi�ion yorgc5Chlagen 
hatte. Ein Kompromiss ist vor­
erSl nicht in Sicht. Das Thema 
werde t)Zeit brauchen'\ erklärte 
die belgische Arbeitsministerin 

JoeUt Milquel. Da. Thema wur­
de im nächste Jahr verschoben. 

Laut Statistik gehört 
Deutschland - ebenso wie Malt. 
nnd Smwecien - mit 14 Worhen 
Bit1.JYl-li:lu� ud vullt!1!I LullHaus­
gleich derzeit zu den 

"Europaweit Spitze" sei der Mutterschutz in Deutschland 

und sämtl iche L@istung@n.di@ junge Eltern bekommen. sagte Bundes­
(amillenmtnisterin KrlSllna Schröder (CDUl. Foto: dpa 

paweit Spitze", sagte Bundest'­
lIIilil:lll1lillisll:ril1 KrisLillid Sdlfü­
der (CDU) . •  Wir sehen daher 
keine Notwendigkeit fur euro­
päische Regelungen." 

Oe1ltschbmn arp;lIment iert 
vor alltlll llIit t.l1:1l ut:ullil ... h hö-

EU-Schi usslich terno 
..

.. . 
� Dennoch hält die Bun­

dl'sregierung das 
Schutzniveau fitr aus­
reichend. Es gebe in 
Deutschland den Mut­
terschutz bei vollem 
Lohnausgleich und die anschlie­
ßende Elternzeit . "Wenn man 
sämtliche Leistungen in der Ge 
samtsch.u bet rachtet. dIe junge 

Elttrn in Dl:u Lsd Iiallll ut:kulII­
men, dann ist das Niveau euro-

heren Kosten für Staat 
und Wirtschaft. Minis­
terin Schröder rechnet 
mit jährlichen Mehr­
kosten von rund 1,2 

Milliarden Euro, sollte 
der Mutterschutz auf 

Entscheidung im Ministerrat. 
»Wir halJl:lI in Deul:;LhJam.l lJt:­
reits einen sehr hohen Mutter­
schutz. Wir soUten nicht Illehr 
tun, als was wir leisten können, 
vor �l1em im Hinhlick �t1f die 
WirlSl.haClu, sagll: Ma}l:r. Au\..h 
der deutsche Arbeitgeberpräsi­
dent Dieter Hundt hatte jUngst 
gewarnt, dje Regelung könne die 
Einstellung von Frauen erschwe­
ren und sei zudem zu teuer. 

't FOKUS ,. 
... EUROPA ,. 

.. 
't ,.
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20 Monate verlängert 
werden. "W ir können uns das 
nicht leisten", sagte die Ministe­
rin im Rat. 

Ver Vechtaer I:uropa-Abge­

unJuele Hall,s-Pdtf Ma)'l:f 
(CDU) begrüßte die deut,che 

Das Europäisdle Parlament 
pocht dagegen auf die bessere 

Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
milie, um die- Geburtenraten im 
alternden Europa zu steigern. Ei­
ne neue Regelung kann nur 
dann gesetzliche Vorschrift wer­

Jt'll, weJIII die Milglit:t1,s�taatell 
und das Parlament sich einigen . 


